
Die Durchsetzung des neuen Arbeitsstils 
in der Staatsanwaltschaft und in den Untersuchungsorganen

Von FRITZ WILKE, Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt von Groß-Berlin

Die Verwirklichung der Forderung nach einer plan­
mäßigen, auf die Schwerpunkte der gesellschaftlichen 
Entwicklung gerichteten Tätigkeit der Justizorgane 
steht in unmittelbarem Zusammenhang mit der Ver­
änderung der Arbeitsrichtung und der Arbeitsmetho­
den der Untersuchungsorgane. Die gemeinsame Haupt­
aufgabe der Justiz- und Untersuchungsorgane besteht 
darin, die Werktätigen an die Lösung und Überwin­
dung der den Verbrechen oder Ungesetzlichkeiten zu­
grunde liegenden gesellschaftlichen Widersprüche her­
anzuführen. Um diese Aufgabe erfolgreich lösen zu 
können, muß die Ursachenforschung, muß das allseitige 
Aufdecken der .Umstände, die den gesellschaftlichen 
Konflikt hervorgerufen oder ermöglicht haben, zur 
ständigen Arbeitsmethode aller Strafverfolgungsorgane 
gemacht werden.

Die bisherigen Fehler und Schwächen in der Er­
mittlungsarbeit bestanden vor allem darin, daß eine 
schematische, nur die tatbestandsmäßige Seite des 
Verbrechens erfassende Aufklärungsarbeit geleistet 
wurde1. Dies ist nicht allein auf ein Versagen der 
Untersuchungsorgane zurückzuführen, sondern zeigt 
zugleich, daß die Anleitung und Kontrolle der Staats­
anwaltschaft gegenüber den Untersuchungsorganen un­
genügend ist.

Bei der Aufdeckung der Ursachen der Kriminalität 
wird noch viel zu sehr vom Einzelfall aus und noch zu 
wenig zielstrebig und planmäßig, d. h. unter dem Ge­
sichtspunkt der allgemeinen Schwerpunktaufgaben der 
Staatsmacht, insbesondere der Hauptaufgaben des Sie­
benjahrplans und der Beschlüsse der Volksvertretun­
gen, vorgegangen. Die routinemäßige Erledigung des 
Einzelfalles ist bei den Untersuchungsorganen noch 
immer die herrschende Arbeitsmethode. Die Folge da­
von ist, daß auch durch die nachfolgende Arbeit der 
Staatsanwaltschaft und des Gerichts eine nur ober-' 
flächliche Erfassung des Verbrechens ohne die Auf­
deckung der Ursachen sowie solcher Umstände erfolgt, 
die das Verbrechen begünstigten. Eine entscheidende 
Ursache für eine solche Praxis ist die ungenügende 
sozialistische Gemeinschaftsarbeit zwischen den Straf­
verfolgungsorganen. Das bisherige Zusammenwirken 
zwischen Staatsanwaltschaft und Untersuchungsorganen 
steht somit im Widerspruch zur Konzeption über die 
Arbeit der Justizorgane2 und hemmt die Entwicklung 
zu einer sozialistischen Strafrechtspraxis.

Um eine Wende in der Zusammenarbeit zwischen 
der Staatsanwaltschaft und den Untersuchungsorga­
nen und damit eine höhere Qualität der Ermittlungs­
arbeit mit dem Ziel der planmäßigen und zielgerich­
teten Bekämpfung und Verhütung der Verbrechen 
zu erreichen, ist in erster Linie eine regelmäßige, ge­
meinsame Orientierung zwischen diesen beiden und 
den örtlichen Organen der Staatsmacht auf die 
Schwerpunkte der gesellschaftlichen Entwicklung not­
wendig. Die Beschlüsse der Volksvertretungen müssen 
die gemeinsame Aufgabenstellung in den Arbeits­
plänen der Staatsanwaltschaft und der Untersuchungs­
organe bestimmen. Für ein solches Vorgehen gibt es 
bereits Ansätze.

So wurden beispielsweise in den Arbeitsplänen des 
Generalstaatsanwalts von Groß-Berlin und der Abtei­
lung K des Präsidiums der Volkspolizei sowie der 
übrigen Berliner Justizorgane gemeinsame Schwer­
punktaufgaben festgelegt. Durch komplexe Brigade-

1 vgl. Streit in NJ 1960 S. 73.
2 NJ 1959 S. 469.

Untersuchungen auf den Gebieten des Bauwesens und 
des Handels konnten eine Reihe von Hemmnissen und 
Mißständen, die sich negativ auf die Planerfüllung aus­
wirkten, aufgedeckt und beseitigt werden, wie z. B. 
die latente Kriminalität.

Durch den operativen Einsatz von Richtern und 
Staatsanwälten, von Mitarbeitern der Untersuchungs­
organe und anderer staatlicher Organe wurde z. B. 
bei dem Brigadeeinsatz im VEB Baustoffversorgung 
festgestellt, daß durch Mängel und Schwächen in der 
Leitungstätigkeit Korruption innerhalb des Betriebes, 
Illegaler Handel mit Baumaterialien und sog. Schwarz­
bauten begünstigt wurden. So war es einem Bürger 
aus dem Kreis Bernau möglich, über einen Zeitraum 
von zwei Jahren mindestens alle zwei Wochen eine 
Lkw-Ladung einschließlich Hänger mit Baumaterialien 
aus dem Bevölkerungskontingent des VEB Baustoffver­
sorgung aufzukaufen. Den Angestellten und Arbeitern 
des Lagers war dies bekannt. Die erworbenen Bau­
materialien wurden dann im Kreis Bernau mit einem 
Aufschlag bis zu 100 Prozent weiterverkauft.

Im Verlauf der Brigadeuntersuchung wurde ferner 
festgestellt, daß durch schlechte Arbeitsorganisation 
und mangelhafte Kontrolle des Warenumschlages den 
zu beliefernden Baubetrieben erheblich mehr Material 
in Rechnung gestellt als tatsächlich geliefert wurde. So 
wurden in vier Tagen von einem Lagerplatz über 7000 
Steine mehr „verkauft“, als von den Ziegeleien zuvor 
angeliefert worden waren. Möglich war dies durch 
eine ungenaue, in vielen Fällen überhöhte Angabe der 
Zahl der geladenen Steine. Das aber führt zu unge­
rechtfertigten Gewinnen eines Betriebes auf Kosten 
anderer sozialistischer Baubetriebe. Zugleich liegt hier­
in eine Quelle für die Begehung strafbarer Handlungen 
in Form von Untreue, Betrug, Unterschlagung usw.

Solche und eine Fülle ähnlicher Erscheinungen, wie 
ungenügende Sicherung des sozialistischen Eigentums, 
Unkorrektheiten bei der Lohnberechnung, mangelhafte 
Beachtung der Arbeitsschutzbestimmungen u. a., müs­
sen sich selbstverständlich hemmend auf die Entwick­
lung des sozialistischen Baugeschehens auswirken. Sie 
stehen im Widerspi'uch zu den großen Perspektiven, 
die der Hauptstadt der DDR im Siebenjahrplan gesetzt 
sind3. Darüber hinaus liegen hier die tieferen Ursachen 
für kriminelle Korruptions- und Spekulationserschei­
nungen sowie für Verbrechen gegen das gesellschaft­
liche Eigentum auf dem Gebiet des Bauwesens4.

Es zeigt sich also, daß die systematische und analy­
tische Untersuchung auf bestimmten Schwerpunkt­
gebieten der gesellschaftlichen Entwicklung nicht nur 
zur Aufdeckung von Mißständen, Ungesetzlichkeiten 
und Verbrechen schlechthin führt, sondern vor allem 
zur Erforschung der Ursachen t y p i s c h e r  gesell­
schaftlicher Konflikte, die sich hemmend auf die so­
zialistische Umgestaltung auswirken. Notwendig dazu 
ist jedoch, daß die Untersuchungsorgane in weitaus 
stärkerem Maße als bisher in diese Arbeit einbezogen 
werden. Die ersten Erfahrungen, die in dieser Richtung 
in Berlin gemacht wurden, liegen vorwiegend auf der 
zentralen Ebene. Noch viel zu wenig entwickelt hat sich 
dagegen diese Arbeitsmethode in den Stadtbezirken.

3 vgl. Beschluß der Stadtverordnetenversammlung von Groß- 
Berlin über den Siebenj ahrplan vom 30. November 1959, VOB1. 
tür Groß-Berlin, Teil I, S. 909.

4 Eine umfassende Auswertung der bei diesem Brigadeeinsatz 
getroffenen Feststellungen und der von der Brigade eingeleite­
ten Maßnahmen ist im Rahmen dieses Beitrags nicht möglich. 
Es sollen hier nur die für die Zusammenarbeit zwischen 
Staatsanwaltschaft und Untersuchungsorganen wesentlichen 
Schlußfolgerungen behandelt werden.
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